
Lesefassung der Satzung der Stadt Hameln  
über die Erhebung einer Vergnügungssteuer für die entgeltliche Benutzung  

von Spielgeräten (Spielgerätesatzung) 
in der Fassung vom 28.05.2008 einschl. der 1. Änderungssatzung vom 28.04.2010, 

der 2. Änderungssatzung vom 14.12.2011, der 3. Änderungssatzung vom 
19.12.2012, der 4. Änderungsatzung vom 11.02.2015, der 5. Änderungssatzung 

vom 15.03.2017, der 6. Änderungssatzung vom 24.05.2022 und der 
7. Änderungssatzung vom 20.12.2023 

 
 
 

§ 1 
Steuergegenstand, Besteuerungstatbestände, Begriffsbestimmungen 

 
(1)  Die Stadt Hameln erhebt eine Vergnügungssteuer. Gegenstand dieser Steuer ist die 

entgeltliche Benutzung von Spiel-, Geschicklichkeits- und Unterhaltungsapparaten und 
Automaten einschließlich der Apparate und Automaten zur Ausspielung von Geld und 
Gegenständen (Spielgeräte) in Spielhallen und ähnlichen Unternehmen im Sinne des 
§ 33 i der Gewerbeordnung und darüber hinaus von allen Spielgeräten mit und ohne 
Gewinnmöglichkeit an allen anderen Aufstellorten, soweit sie der Öffentlichkeit im 
Satzungsgebiet zugänglich sind. Steuergegenstand ist ferner die entgeltliche Benutzung von 
Computern und elektronisch multifunktionalen Bildschirmgeräten in Spielhallen, ähnlichen 
Unternehmen im Sinne § 33 i Gewerbeordnung und an allen anderen Aufstellorten, soweit 
sie der Öffentlichkeit im Satzungsgebiet zugänglich sind, die das Spielen am Einzelgerät 
oder kabelgebunden und nichtkabelgebunden mit anderen Geräten oder im Internet 
ermöglichen. 

 
(2) Entgelt ist alles, was für die Benutzung eines Spielgerätes nach Absatz 1 aufgewandt wird. 

Spielgeräte, an denen Spielmarken (Token o. ä.) oder Gewinnbelege ausgeworfen werden, 
gelten als Spielgeräte mit Gewinnmöglichkeit, wenn die Spielmarken an diesen bzw. 
anderen Spielgeräten mit Gewinnmöglichkeit eingesetzt werden können oder eine 
Rücktauschmöglichkeit der Spielmarken bzw. der Gewinnbelege in Geld besteht oder sie 
gegen Sachgewinne eingetauscht werden können.  

 
(3) Als Spieleinsatz gilt bei Spielgeräten mit Gewinnmöglichkeit und manipulationssicherem 

Zählwerk der in den Zählwerksausdrucken eines jeden Monats des einzelnen Gerätes als 
"Saldo (2)" ausgewiesene Betrag, ggf. vermindert um Prüf-/ Testgeld, Falschgeld und 
Fehlgeld (Bruttokasse).  

 
(4) Als Zählwerksausdruck gilt der jeweilige Auslesestreifen einschließlich Statistikteil 

(Geldbilanzteil und Serviceausdruck). 
 
(5) Spielgeräte mit manipulationssicheren Zählwerken sind solche Geräte, die mittels 

manipulationssicherer Software alle Daten lückenlos und fortlaufend ausweisen, die zur 
Ermittlung einer umsatzsteuerlichen Bemessungsgrundlage nötig sind (wie z.B. Hersteller, 
Geräteart, Typ, Aufstellort, Gerätenummer, Zulassungsnummer, fortlaufende Nummer des 
jeweiligen Ausdrucks, Datum der letzten Kassierung, elektronisch gezählte Kasse, 
Röhreninhalte, Auszahlungsquoten, tägliche Betriebsstunden, tägliche Spielzeit, Anzahl der 
entgeltpflichtigen Spiele, Freispiele). 

 



 
§ 2 

Steuerfreiheit 
 

Steuerfrei ist die entgeltliche Benutzung  
 
(1)  von Spielgeräten auf Jahrmärkten, Volksfesten oder ähnlichen Veranstaltungen, 
 
(2) von Spielgeräten ohne Gewinnmöglichkeit, die nach ihrer Bauart ausschließlich zur 

Benutzung durch Kleinkinder bestimmt oder geeignet sind. 
 
(3) von Spielgeräten ohne Gewinnmöglichkeit, die in ihrem Spielablauf vorwiegend eine 

individuelle körperliche Betätigung erfordern (z. B. Billard, Darts, Tischfußball, Kegeln, 
Bowling). 

 
 

§ 3 
Steuerpflichtiger 

 
(1)  Steuerpflichtig ist die Betreiberin/der Betreiber des Spielgerätes. Betreiberin/Betreiber ist 

diejenige/derjenige, der/dem die Einnahmen zufließen. 
 
(2)  Steuerpflichtig ist auch 
 
1.  die Besitzerin/der Besitzer der Räumlichkeiten, in denen die Spielgeräte aufgestellt sind, 

wenn sie/er an den Einnahmen oder dem Ertrag aus dem Betrieb des Spielgerätes beteiligt 
ist oder für die Gestattung der Aufstellung ein Entgelt erhält,  

 
2.  die wirtschaftliche Eigentümerin/der wirtschaftliche Eigentümer der Spielgeräte. 
 
 

§ 4 
Beginn und Ende der Steuerpflicht 

 
(1) Die Steuerpflicht beginnt mit der Inbetriebnahme eines Spielgerätes an einem der in 

§ 1 Abs. 1 genannten Aufstellorte. 
 
Spielgeräte gelten als benutzbar, wenn diese augenscheinlich einsatzfähig sind, es sei 
denn, der Steuerpflichtige erbringt einen geeigneten Nachweis der Unbenutzbarkeit des 
Spielgerätes. 

 
(2)  Die Steuerpflicht endet, wenn das Spielgerät endgültig außer Betrieb gesetzt wird. 
 
(3)  Beginnt oder endet die Steuerpflicht im Laufe eines Kalendermonats, so ist dieser bei 

Spielgeräten, die nach § 6 Abs. 2 zu besteuern sind, mitzurechnen. 
 



 
§ 5 

Entstehung und Fälligkeit der Steuerschuld 
 

(1)  Die Steuer wird als Monatssteuer festgesetzt und erhoben. Die Steuerschuld entsteht mit 
Ablauf des Kalendermonats und wird am 10. Tag des folgenden Kalendermonats fällig.  

 
(2)  In den Fällen des § 8 Abs. 3 ist die Steuerschuld eine Woche nach Bekanntgabe des 

Steuerbescheides fällig. 
 
 

§ 6 
Bemessungsgrundlage 

 
(1)  Für Spielgeräte mit Gewinnmöglichkeit bemisst sich die Steuer nach dem Spieleinsatz 

gemäß § 1 Abs. 3 und dem Steuersatz nach § 7 Abs. 1. 
  
(2)  Für alle übrigen Spielgeräte im Sinne von § 1 Abs. 1 wird die Steuer als Pauschalsteuer 

nach § 7 Abs. 2 erhoben. 
 
(3)  Hat ein Spielgerät mehrere Spiel-, Geschicklichkeits- oder Unterhaltungseinrichtungen, die 

unabhängig voneinander und zeitgleich ganz oder teilweise nebeneinander bespielt werden 
können, so gilt jede dieser Einrichtungen als ein Spielgerät. 

 
 

§ 7 
Steuersätze 

 
(1)  Bei der Besteuerung nach dem Spieleinsatz (§ 6 Abs. 1) des jeweiligen Kalendermonats 

beträgt die Steuer  
 
1.  in Spielhallen und ähnlichen Unternehmen im Sinne von § 33 i der Gewerbeordnung 

25 vom Hundert des Spieleinsatzes 
 
2.  an anderen Aufstellorten 25 vom Hundert des Spieleinsatzes. 
 
(2)  Die Pauschalsteuer (§ 6 Abs. 2) beträgt je Spielgerät und angefangenem Kalendermonat 
 
1.  in Spielhallen und ähnlichen Unternehmen sowie an anderen Aufstellorten 24 Euro 
 
2.  bei Musikautomaten in Spielhallen und ähnlichen Unternehmen sowie an anderen 

Aufstellorten 12 Euro 
 
3.  bei Spielgeräten an allen Aufstellungsorten, mit denen Gewalttätigkeit gegen Menschen und 

Tiere dargestellt wird oder die eine Verherrlichung oder Verharmlosung des Krieges oder 
die Würde des Menschen verletzende Darstellung zum Gegenstand haben, 618 Euro. 

 
4.  für Spielgeräte mit Gewinnmöglichkeit ohne Manipulationssicherungszählwerk 

gem. § 1 Abs. 5  
 

a) in Spielhallen und ähnlichen Unternehmen i. S. v. 33 i Gewerbeordnung 173 Euro 
b) an anderen Aufstellungsorten 74 Euro. 



 
§ 8 

Besteuerungsverfahren 
 

(1) Die Betreiberin/der Betreiber hat bis zum 10. Tag nach Ablauf eines Kalendermonats 
(Steueranmeldungszeitraum) eine Steueranmeldung mit dem dieser Satzung als Anlage 
beigefügten amtlichen Vordruck abzugeben und die Steuer selbst zu berechnen 
(§ 149 i. V. m. § 150 Abgabenordnung - AO). Der Wert "Saldo 2" (§ 1 Abs. 3) ist für den 
Kalendermonat zu melden, in dem die Leerung des Gerätes erfolgt. Die Steueranmeldung 
ist von dem Betreiber/der Betreiberin oder dem vertretungsberechtigten Vertreter zu 
unterzeichnen. 
Ein negativer Spieleinsatz eines Spielgerätes im Kalendermonat ist mit dem Wert 0 Euro 
anzusetzen. 

 
(2) Bei Spielgeräten mit Gewinnmöglichkeit sind den Steuererklärungen Zählwerkausdrucke für 

den Besteuerungszeitraum (Kalendermonat) beizufügen. Die Zählwerkausdrucke können 
als Originalbeleg oder Kopien vorgelegt werden. Diese Nachweise müssen alle 
Informationen enthalten, welche für die Steuerberechnung nach § 1 erforderlich sind und 
diese nachvollziehbar machen. Darüber hinaus müssen Hersteller, Gerätename, Geräteart/-
typ, Gerätenummer, Zulassungsnummer, fortlaufende Nummer und Datum des aktuellen 
und des letzten Zählwerkausdrucks enthalten sein. 

 Die Stadt Hameln - Abteilung Finanzen - kann auf die Vorlage von Zählwerkausdrucken 
verzichten. 

 
(3)  Gibt die Betreiberin/der Betreiber die Steueranmeldung nicht, nicht rechtzeitig oder 

unvollständig ab oder hat sie/er die Steuer nicht richtig berechnet, so wird die Steuer durch 
Bescheid festgesetzt. Dabei ist die Stadt Hameln berechtigt, die Besteuerungsgrundlagen 
zu schätzen (§ 162 AO). Bei verspäteter Abgabe wird ein Verspätungszuschlag (§ 152 AO) 
festgesetzt. 

 
 

§ 9 
Anzeigepflichten 

 
(1)  Die Betreiberin/der Betreiber hat die erstmalige Inbetriebnahme eines 

Spielgerätes (§ 1 Abs. 1) hinsichtlich seiner Art und der Anzahl der Spielgeräte an einem 
Aufstellungsort bis zum 10. Tag des folgenden Kalendermonats anzuzeigen. Die Anzeige 
muss die Bezeichnung des Gerätes, den Aufstellungsort, den Zeitpunkt der Inbetriebnahme 
und bei Geräten mit Gewinnmöglichkeit zusätzlich die Zulassungsnummer enthalten. 

 
(2)  Die Anzeigepflichten nach Abs. 1 gelten auch bei jeder den Spielbetrieb betreffenden 

Veränderung und der Außerbetriebnahme von Spielgeräten. 
 
 

§ 10 
Steueraufsicht und Prüfungsvorschriften 

 
(1)  Die Stadt Hameln ist berechtigt, zur Nachprüfung der Steueranmeldung (Steuererklärung) 

und zur Feststellung von Steuertatbeständen die Aufstellungsorte zu betreten, 
Geschäftsunterlagen einzusehen und die Vorlage von Zählwerkausdrucken (§ 1 Abs.4) mit 
allen Parametern i.S. von § 1 Abs. 5 zu verlangen. Auf Verlangen hat jederzeit eine 
Auslesung der Spielgeräte mit Gewinnmöglichkeit unter Beteiligung der Stadt Hameln zu 
erfolgen. 



 
(2)  Außenprüfungen nach § 193 ff. AO bleiben vorbehalten. 
 
(3)  Die Zählwerksausdrucke sind entsprechend § 147 AO aufzubewahren. 
 
 

§ 11 
Datenverarbeitung 

 
(1)  Die zur Ermittlung der Steuerpflicht, zur Festsetzung, Erhebung und Vollstreckung der 

Vergnügungssteuer nach dieser Satzung erforderlichen personen- und 
grundstücksbezogenen Daten werden von der Stadt Hameln gemäß 
Artikel 6 Abs. 1 Buchstabe e Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) in Verbindung mit 
§ 1 Abs. 6 und § 3 des Niedersächsischen Datenschutzgesetzes i. V. m. § 11 NKAG und 
den dort genannten Bestimmungen der Abgabenordnung (AO) erhoben und verarbeitet. 
Eine Datenerhebung bei den für das Einwohnermeldewesen, Bauwesen, Ordnungsrecht 
sowie Finanzwesen zuständigen Dienststellen der Stadt Hameln, anderer Städte und 
Gemeinden, beim Finanzamt, beim Amtsgericht (Handelsregister) sowie beim Katasteramt 
erfolgt, soweit die Sachverhaltsaufklärung durch den Steuerpflichtigen nicht zum Ziel führt 
oder keinen Erfolg verspricht (§ 93 Abs. 1. S. 3 AO). 

 
(2)  Erhobene Daten dürfen von der datenverarbeitenden Stelle nur zum Zweck der 

Steuerfestsetzung, -erhebung und -vollstreckung nach dieser Satzung oder zur 
Durchführung eines anderen Abgabenverfahrens, das dieselbe/denselben 
Abgabenpflichtige/n betrifft, verarbeitet werden. Technische und organisatorische 
Maßnahmen des Datenschutzes und der Datensicherheit nach Artikel 25 und 32 DSGVO 
sind getroffen worden. 

 Die personenbezogenen Daten werden zur Erfüllung gesetzlicher Aufbewahrungspflichten 
gemäß der AO, dem NKAG bzw. der Verordnung über die Aufstellung und Ausführung des 
Haushaltsplans sowie die Abwicklung der Kassengeschäfte der Kommunen des Landes 
Niedersachsen in der Regel nach 10 Jahren gelöscht. 

 
 

§ 12 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1)  Ordnungswidrig im Sinne von § 18 Abs. 2 Nr. 2 NKAG handelt, wer vorsätzlich oder 

leichtfertig 
 

a)  entgegen § 8 die Steueranmeldung nicht, nicht rechtzeitig oder unvollständig abgibt oder 
die Steuer nicht richtig berechnet, 

 
b)  entgegen § 9 Abs. 1 seiner Anzeigepflicht bei der erstmaligen Inbetriebnahme eines 

Spielgerätes nicht, nicht rechtzeitig oder unvollständig nachkommt, 
 
c)  entgegen § 9 Abs. 2 seiner Anzeigepflicht bei der Außerbetriebnahme von Spielgeräten 

oder den Spielbetrieb betreffende Veränderungen bei Spielgeräten nicht, nicht 
rechtzeitig oder unvollständig nachkommt, 

 
d)  entgegen § 10 Abs. 1 verweigert, dass die Stadt Hameln zur Feststellung von 

Steuertatbeständen Aufstellungsorte betritt oder Geschäftsunterlagen einsieht, 



 
e)  entgegen § 10 Abs. 1 verweigert, dass seitens der Stadt Hameln zur Feststellung von 

Steuertatbeständen verlangte Zählwerksausdrucke vorgelegt werden oder verweigert, 
dass die Auslesung der Spielgeräte mit Gewinnmöglichkeit entgegen dem Verlangen 
ohne die Beteiligung der Stadt Hameln erfolgt. 

 
(2)  Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 10.000 Euro geahndet werden. 


